












 
Flurneuordnungsamt Gera      Gera, den 10. März 1998 
Az.: 2-1-0040 
 

Änderungsbeschluß Nr. 1 
 
1. Änderung des Flurbereinigungsgebietes  Finkenmühle        
 
 
 Nach § 8 Abs. 1 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG)  vom 16.03.1976  (BGBl. I S. 

546), in der jeweils geltenden Fassung wird das mit Beschluß des Thüringer 
Ministeriums für Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt vom 22.11.1995,  
Az.:2-1-0040, festgestellte Flurbereinigungsgebiet Finkenmühle wie folgt geringfügig 
geändert: 

 
 
  
 Zum Flurbereinigungsgebiet werden zugezogen: 
 
 Gemarkung Bucha 
 Flur 4   Flurstücke Nr. 250/2, 251/1, 251/2, 252, 253, 288, 289/1, 291/2,  

        292/2, 293, 294/2, 295/2, 296/2, 297/2, 298, 299/2, 
        302/2, 303/2, 305/2, 306/2, 308/2, 330, 342/1, 376 

 Gemarkung Plothen 
 Flur 14   Flurstücke Nr. 1984 und 1987 
 
 Gemarkung Volkmannsdorf 
 Flur 3  Flurstück Nr. 370/2 
 Flur 4  Flurstück Nr. 1057/2 
  
 
2. Anordnung der Flurbereinigung 
 Für die zugezogenen Flurstücke wird die Flurbereinigung angeordnet. 
 
3. Anmeldung von Rechten 
 Die Beteiligten werden aufgefordert, Rechte, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich 

sind, aber zur Beteiligung am Flurbereinigungsverfahren berechtigen, innerhalb von 
drei Monaten nach Bekanntgabe dieses Beschlusses bei dem Flurneuordnungsamt 
in 07545 Gera, Burgstraße 5 anzumelden. Werden Rechte erst nach Ablauf dieser 
Frist angemeldet, so kann das Flurneuordnungsamt die bisherigen Verhandlungen 
und Festsetzungen gelten lassen. Der Inhaber eines o.a. Rechtes muß die Wirkung 
eines vor der Anmeldung eingetretenen Fristablaufes ebenso gegen sich gelten 
lassen wie der Beteiligte, dem gegenüber die Frist durch Bekanntgabe des 
Verwaltungsaktes zuerst in Lauf gesetzt worden ist. 

 
 
 
 
4. Zeitweilige Einschränkungen der Grundstücksnutzung 
 
 Bis zur Unanfechtbarkeit des Flurbereinigungsplanes Finkenmühle gelten die 

bestehenden Einschränkungen des Eigentums nach § 34 bzw. § 85 Ziffer 5 FlurbG 



auch für die zugezogenen Grundstücke. Danach ist in folgenden Fällen die 
Zustimmung des Flurneuordnungsamtes erforderlich: 

 
a) wenn die Nutzungsart der Grundstücke im Flurbereinigungsgebiet geändert 

werden soll; dies gilt nicht für Änderungen, die zum ordnungsgemäßen 
Wirtschaftsbetrieb gehören; 

b) wenn Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen, Hangterrassen und 
ähnliche Anlagen errichtet, hergestellt, wesentlich verändert oder beseitigt 
werden sollen; 

c) wenn Obstbäume, Beerensträucher, Rebstöcke, Hopfenstöcke, einzelne 
Bäume, Hecken, Feld- und Ufergehölze beseitigt werden sollen. Die Be-
seitigung ist nur in Ausnahmefällen möglich, soweit landeskulturelle Belange, 
insbesondere des Naturschutzes und der Landschaftspflege, nicht 
beeinträchtigt werden; 

d) wenn Holzeinschläge vorgenommen werden sollen, die den Rahmen einer 
ordnungsgemäßen Bewirtschaftung übersteigen . 

 
 Sind entgegen den Absätzen  a) und  b) Änderungen vorgenommen, Anlagen 

hergestellt oder beseitigt worden, so können sie im Verfahren unberücksichtigt 
bleiben; das Flurneuordnungsamt kann den früheren Zustand gemäß  § 137 FlurbG 
wiederherstellen lassen, wenn dies der Flurbereinigung dienlich ist. 

 
 Sind Eingriffe entgegen dem Absatz  c)  vorgenommen worden, so muß das 

Flurneuordnungsamt Ersatzpflanzungen anordnen. 
 
 Werden entgegen dem Absatz d) Holzeinschläge vorgenommen, so kann das 

Flurneuordnungsamt anordnen, daß derjenige, der das Holz gefällt hat, die 
abgeholzte oder verlichtete Fläche nach den Weisungen der Forstaufsichtsbehörde 
wieder ordnungsgemäß in Bestand zu bringen hat.  

 
 Wer den  Vorschriften  zu  Buchstabe b),  c)  oder d)  zuwiderhandelt, begeht nach 

§ 154 FlurbG eine Ordnungswidrigkeit, die mit Geldbuße geahndet werden kann. 
 
 
5. Auslegung des Beschlusses mit Gründen 
 
 Je eine mit Gründen versehene Ausfertigung dieses Beschlusses liegt zwei Wochen 

lang nach dem ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung für die Gemeinden 
Bucha, Dittersdorf, Dreba, Knau, Neuendorf, Plothen, Pörmitz und Volkmannsdorf 
bei der Verwaltungsgemeinschaft „Seenplatte“ mit Sitz in Oettersdorf, für die 
Gemeinden Crispendorf, Eßbach, Keila, Peuschen, Schöndorf und Ziegenrück bei 
der Verwaltungsgemeinschaft Ranis/Ziegenrück mit Sitz in Ranis, für die Gemeinden 
Grobengereuth, Oberoppurg, Quaschwitz und Weira bei der 
Verwaltungsgemeinschaft Oppurg mit Sitz in Oppurg sowie in den 
Gemeindeverwaltungen Linda, Knau, Plothen, Weira und Ziegenrück  zur Ein-
sichtnahme für die Beteiligten aus. 

 
 
 
Gründe:   
 



 Aus der Flur 4 der Gemarkung Bucha werden insgesamt 24 Flurstücke mit einer 
Gesamtfläche von ca. 18,9 ha zum Verfahren zugezogen. Die Zuziehung erfolgt, um 
die Eigentumsverhältnisse am Weg von Volkmannsdorf nach Bucha im Bereich der 
Flurstücke 250/2, 251/1, 251/2 und 342/1 ordnen zu können.  In diesem Bereich 
stimmen Örtlichkeit und Katasternachweise nicht mehr überein. 
Neben den Flurstücken der Flur 4, Gemarkung Bucha wird das Flurstück 370/2, Flur 
3, Gemarkung Volkmannsdorf zum Verfahren zugezogen, um den Weg von 
Volkmannsdorf nach Bucha im Rahmen der Flurbereinigung instandsetzen zu 
können. 

 
 Aus der Gemarkung Plothen, Flur 14 werden die Flurstücke 1984 und 1987 zum 

Verfahren zugezogen, da der Weg von Plothen zur Finkenmühle diese Flurstücke 
schneidet. Die Regelung der Eigentumsverhältnisse an diesem Weg ist Voraus-
setzung für einen Ausbau des Weges im Flurbereinigungsverfahren.  

 Das Flurstück 1057/2, Flur 4, Gemarkung Volkmannsdorf wird zur zweckmäßigen 
Abrundung des Verfahrensgebietes zugezogen.  

 
 Die zugezogene Fläche beträgt ca. 23,8 ha. Dies entspricht ca. 3,5 % der Ge-

samtfläche des Flurbereinigungsgebietes Finkenmühle. Damit kann die Änderung als 
geringfügig betrachtet werden. 

 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Beschluß kann innerhalb einer Frist von einem Monat nach dem ersten Tag 
der öffentlichen Bekanntmachung Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist 
schriftlich oder zur Niederschrift bei dem  
 
Flurneuordnungsamt Gera, 
Burgstraße 5, 
07545 Gera 
 
einzulegen. 
Wird der Widerspruch schriftlich eingelegt, ist die Widerspruchsfrist (Satz 1) nur gewahrt, 
wenn der Widerspruch noch vor Ablauf dieser Frist bei der Behörde eingegangen ist . 
 
 
 
     (DS) 
 
(F. Müller) 
Amtsleiter 
 



Flurneuordnungsamt Gera      Gera, den 21. März 2000 
Az.: 2-1-0040 
 

Änderungsbeschluß Nr. 2 
 
1. Änderung des Flurbereinigungsgebietes  Finkenmühle        
 
 Nach § 8 Abs. 1 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) vom 16.03.1976  (BGBl. I S. 

546) in der jeweils geltenden Fassung wird das mit Beschluss des Thüringer 
Ministeriums für Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt vom 22.11.1995, Az.: 
2-1-0040, festgestellte und mit Beschluss des Flurneuordnungsamtes Gera vom 
10.03.1998, Az.: 2-1-0040, geänderte Flurbereinigungsgebiet Finkenmühle erneut 
wie folgt geringfügig geändert: 

 
 Zum Flurbereinigungsgebiet werden zugezogen: 
 
 Gemarkung Volkmannsdorf 
 Flur 4  Flurstück Nr. 602/6, 901, 1022 
 
 Das Verfahren hat nach der Änderung eine Fläche von 714 ha. 
  
 
2. Anordnung der Flurbereinigung 
  
 Für die zugezogenen Flurstücke wird die Flurbereinigung angeordnet. 
 
 
3.  Beteiligte 
 
 Am Flurbereinigungsverfahren sind beteiligt (Beteiligte): 
 - als Teilnehmer 
 die Eigentümer und die Erbbauberechtigten der zum Flurbereinigungsgebiet 

gehörenden Grundstücke sowie die Eigentümer von selbständigem Gebäude- und 
Anlageneigentum; 

 - als Nebenbeteiligte insbesondere 
 a) Gemeinden und Gemeindeverbände, in deren Bezirken Grundstücke vom 
             Flurbereinigungsverfahren betroffen sind; 
 b) andere Körperschaften des öffentlichen Rechts, die Land für gemeinschaftliche     
    oder öffentliche Anlagen erhalten oder deren Grenzen geändert werden; 
 c) Wasser- und Bodenverbände, deren Gebiet mit dem Flurbereinigungsgebiet  
     räumlich zusammenhängt und dieses beeinflusst oder von ihm beeinflusst wird; 
 d) Inhaber von Rechten an den zu dem Flurbereinigungsgebiet gehörenden  
     Grundstücken oder Rechten an solchen Rechten oder von persönlichen  
       Rechten, die zum Besitz oder zur Nutzung solcher Grundstücke berechtigen   
         oder die Benutzung solcher Grundstücke beschränken; 
 e) Empfänger neuer Grundstücke nach den §§ 54 und 55 FlurbG bis zum Eintritt  
     des neuen Rechtszustandes; 
 f) Eigentümer von nicht zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücken,  
     denen ein Beitrag zu den Unterhaltungs- oder Ausführungskosten auferlegt wird  
     oder die zur Errichtung fester Grenzzeichen an der Grenze des  
     Flurbereinigungsgebietes mitzuwirken haben. 
 



 
4. Anmeldung von Rechten 
  
 Die Beteiligten werden aufgefordert, Rechte, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich 

sind, aber zur Beteiligung am Flurbereinigungsverfahren berechtigen, innerhalb von 
drei Monaten nach Bekanntgabe dieses Beschlusses bei dem Flurneuordnungsamt 
in 07545 Gera, Burgstraße 5 anzumelden. Werden Rechte erst nach Ablauf dieser 
Frist angemeldet, so kann das Flurneuordnungsamt die bisherigen Verhandlungen 
und Festsetzungen gelten lassen. Der Inhaber eines o. a. Rechtes muss die Wirkung 
eines vor der Anmeldung eingetretenen Fristablaufes ebenso gegen sich gelten 
lassen wie der Beteiligte, dem gegenüber die Frist durch Bekanntgabe des 
Verwaltungsaktes zuerst in Lauf gesetzt worden ist. 

 
 
5. Zeitweilige Einschränkungen der Grundstücksnutzung 
 
 Bis zur Unanfechtbarkeit des Flurbereinigungsplanes Finkenmühle gelten die 

bestehenden Einschränkungen des Eigentums nach § 34 bzw. § 85 Nr. 5 FlurbG 
auch für die zugezogenen Grundstücke. Danach ist in folgenden Fällen die 
Zustimmung des Flurneuordnungsamtes erforderlich: 

 
a) wenn die Nutzungsart der Grundstücke im Flurbereinigungsgebiet geändert 

werden soll; dies gilt nicht für Änderungen, die zum ordnungsgemäßen 
Wirtschaftsbetrieb gehören; 

b) wenn Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen, Hangterrassen und 
ähnliche Anlagen errichtet, hergestellt, wesentlich verändert oder beseitigt 
werden sollen; 

c) wenn Obstbäume, Beerensträucher, Rebstöcke, Hopfenstöcke, einzelne 
Bäume, Hecken, Feld- und Ufergehölze beseitigt werden sollen. Die Be-
seitigung ist nur in Ausnahmefällen möglich, soweit landeskulturelle Belange, 
insbesondere des Naturschutzes und der Landschaftspflege, nicht 
beeinträchtigt werden; 

d) wenn Holzeinschläge vorgenommen werden sollen, die den Rahmen einer 
ordnungsgemäßen Bewirtschaftung übersteigen . 

 
 Sind entgegen den Absätzen  a) und  b) Änderungen vorgenommen, Anlagen 

hergestellt oder beseitigt worden, so können sie im Verfahren unberücksichtigt 
bleiben; das Flurneuordnungsamt kann den früheren Zustand gemäß  § 137 FlurbG 
wieder herstellen lassen, wenn dies der Flurbereinigung dienlich ist. 

 
 Sind Eingriffe entgegen dem Absatz  c)  vorgenommen worden, so muss das 

Flurneuordnungsamt Ersatzpflanzungen anordnen. 
 
 Werden entgegen dem Absatz d) Holzeinschläge vorgenommen, so kann das 

Flurneuordnungsamt anordnen, dass derjenige, der das Holz gefällt hat, die 
abgeholzte oder verlichtete Fläche nach den Weisungen der Forstaufsichtsbehörde 
wieder ordnungsgemäß in Bestand zu bringen hat.  

 
 Wer den  Vorschriften  zu  Buchstabe b),  c)  oder d)  zuwider handelt, begeht nach 

§ 154 FlurbG eine Ordnungswidrigkeit, die mit Geldbuße geahndet werden kann. 
 
 



6. Auslegung des Beschlusses mit Gründen 
 
 Je eine mit Gründen versehene Ausfertigung dieses Beschlusses liegt zwei Wochen 

lang nach dem ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung für die Gemeinden 
Bucha, Dreba, Knau, Neundorf, Plothen und Volkmannsdorf bei der 
Verwaltungsgemeinschaft „Seenplatte“ mit Sitz in Oettersdorf, für die Gemeinden 
Crispendorf, Eßbach und Schöndorf bei der Verwaltungsgemeinschaft Ranis/ 
Ziegenrück mit Sitz in Ranis zur Einsichtnahme für die Beteiligten aus. 

 
 
        Gründe:   
 
 Im Rahmen des Ausbaus der gemeinschaftlichen und öffentlichen Anlagen nach § 41 

FlurbG soll die Straße von der Finkenmühle nach Volkmannsdorf auf vorhandener 
Trasse ausgebaut werden. Durch Hinzuziehung des Wegeflurstückes 602/6 wird der 
Ausbau der Straße auf ihrer gesamten Länge bis zur Anbindung an die Straße 
Plothen - Volkmannsdorf ermöglicht. 

 
 Die Flurstücke 901 und 1022 werden zugezogen, da die vorhandene Straße die 

Flurstücke schneidet. Durch die Zuziehung kann der Ausbau auf der vorhandenen 
Trasse erfolgen und die Regelung der Eigentumsverhältnisse im Flurbereini-
gungsverfahren durchgeführt werden. 

 
 Die zugezogene Fläche zum Verfahrensgebiet beträgt 1,5398 ha. Dies entspricht 

0,22 % der Gesamtfläche des Flurbereinigungsgebietes Finkenmühle. Damit kann 
die Änderung als geringfügig bezeichnet werden. 

 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Beschluß kann innerhalb einer Frist von einem Monat nach dem ersten Tag 
der öffentlichen Bekanntmachung Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist 
schriftlich oder zur Niederschrift bei dem  
 

Flurneuordnungsamt Gera, 
Burgstraße 5, 
07545 Gera 

 
einzulegen. 
Wird der Widerspruch schriftlich eingelegt, ist die Widerspruchsfrist (Satz 1) nur gewahrt, 
wenn der Widerspruch noch vor Ablauf dieser Frist bei der Behörde eingegangen ist. 
 
 
 
       (DS) 
 
F. Müller 
Amtsleiter 
 
 
 
 
 



 
Flurneuordnungsamt Gera Gera, den 11. Dezember 2002 
Az.: 2-1-0040 
 

Änderungsbeschluss Nr. 3 
 
1. Änderung des Flurbereinigungsgebietes Finkenmühle 

 
Nach § 8 Abs. 1 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) vom 16.03.1976  (BGBl. I S. 
546) zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.12.2001 (BGBl I S. 3987) wird das mit 
Beschluss des Thüringer Ministeriums für Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt 
vom 22.11.1995, Az.: 2-1-0040, festgestellte und mit den Beschlüssen vom 
10.03.1998, Az.: 2-1-0040 sowie vom 21.03.2000, Az.: 2-1-0040 geänderte 
Flurbereinigungsgebiet Finkenmühle erneut wie folgt geringfügig geändert: 
 
Zum Flurbereinigungsgebiet werden zugezogen: 
 
Gemarkung Bucha 
Flur 4  Flurstücke Nr. 233/2, 246/4, 249/5 
 
Gemarkung Schöndorf 
Flur 3  Flurstück Nr. 10/7 
 
Gemarkung Volkmannsdorf 
Flur 3  Flurstücke Nr. 398, 399 
 
Das Verfahren hat nach der Änderung eine Fläche von 718 ha. 
 

 
2. Anordnung der Flurbereinigung 

 
Für die zugezogenen Flurstücke wird die Flurbereinigung angeordnet. 
 
 

3. Beteiligte 
 
Am Flurbereinigungsverfahren sind beteiligt (Beteiligte): 
- als Teilnehmer 
die Eigentümer und die Erbbauberechtigten der zum Flurbereinigungsgebiet 
gehörenden Grundstücke sowie die Eigentümer von selbständigem Gebäude- und 
Anlageneigentum; 
- als Nebenbeteiligte insbesondere 
a) Gemeinden und Gemeindeverbände, in deren Bezirken Grundstücke vom 

Flurbereinigungsverfahren betroffen sind; 
b) andere Körperschaften des öffentlichen Rechts, die Land für gemeinschaftliche 

oder öffentliche Anlagen erhalten oder deren Grenzen geändert werden; 
c) Wasser- und Bodenverbände, deren Gebiet mit dem Flurbereinigungsgebiet 

räumlich zusammenhängt und dieses beeinflusst oder von ihm beeinflusst wird; 
d) Inhaber von Rechten an den zu dem Flurbereinigungsgebiet gehörenden 

Grundstücken oder Rechten an solchen Rechten oder von persönlichen Rechten, 
die zum Besitz oder zur Nutzung solcher Grundstücke berechtigen oder die 
Benutzung solcher Grundstücke beschränken; 



e) Empfänger neuer Grundstücke nach den §§ 54 und 55 FlurbG bis zum Eintritt des 
neuen Rechtszustandes; 

f) Eigentümer von nicht zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücken, 
denen ein Beitrag zu den Unterhaltungs- oder Ausführungskosten auferlegt wird 
oder die zur Errichtung fester Grenzzeichen an der Grenze des Flurbereini-
gungsgebietes mitzuwirken haben. 

 
 
4. Anmeldung von Rechten 

 
Die Beteiligten werden aufgefordert, Rechte, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich 
sind, aber zur Beteiligung am Flurbereinigungsverfahren berechtigen, innerhalb von 
drei Monaten nach Bekanntgabe dieses Beschlusses bei dem Flurneuordnungsamt 
in 07545 Gera, Burgstraße 5 anzumelden. Werden Rechte erst nach Ablauf dieser 
Frist angemeldet, so kann das Flurneuordnungsamt die bisherigen Verhandlungen 
und Festsetzungen gelten lassen. Der Inhaber eines o.a. Rechtes muss die Wirkung 
eines vor der Anmeldung eingetretenen Fristablaufes ebenso gegen sich gelten 
lassen wie der Beteiligte, dem gegenüber die Frist durch Bekanntgabe des 
Verwaltungsaktes zuerst in Lauf gesetzt worden ist. 

 
 
5. Zeitweilige Einschränkungen der Grundstücksnutzung 

 
Bis zur Unanfechtbarkeit des Flurbereinigungsplanes Finkenmühle gelten die 
bestehenden Einschränkungen des Eigentums nach § 34 bzw. § 85 Nr. 5 FlurbG 
auch für die zugezogenen Grundstücke. Danach ist in folgenden Fällen die 
Zustimmung des Flurneuordnungsamtes erforderlich: 
 
a) wenn die Nutzungsart der Grundstücke im Flurbereinigungsgebiet geändert 

werden soll; dies gilt nicht für Änderungen, die zum ordnungsgemäßen 
Wirtschaftsbetrieb gehören; 

b) wenn Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen, Hangterrassen und 
ähnliche Anlagen errichtet, hergestellt, wesentlich verändert oder beseitigt 
werden sollen; 

c) wenn Obstbäume, Beerensträucher, Rebstöcke, Hopfenstöcke, einzelne 
Bäume, Hecken, Feld- und Ufergehölze beseitigt werden sollen. Die Be-
seitigung ist nur in Ausnahmefällen möglich, soweit landeskulturelle Belange, 
insbesondere des Naturschutzes und der Landschaftspflege, nicht 
beeinträchtigt werden; 

d) wenn Holzeinschläge vorgenommen werden sollen, die den Rahmen einer 
ordnungsgemäßen Bewirtschaftung übersteigen. 

 
Sind entgegen den Absätzen  a) und  b) Änderungen vorgenommen, Anlagen 
hergestellt oder beseitigt worden, so können sie im Verfahren unberücksichtigt 
bleiben; das Flurneuordnungsamt kann den früheren Zustand gemäß § 137 FlurbG 
wieder herstellen lassen, wenn dies der Flurbereinigung dienlich ist. 
 
Sind Eingriffe entgegen dem Absatz  c) vorgenommen worden, so muss das 
Flurneuordnungsamt Ersatzpflanzungen anordnen. 

 
Werden entgegen dem Absatz  d) Holzeinschläge vorgenommen, so kann das 
Flurneuordnungsamt anordnen, dass derjenige, der das Holz gefällt hat, die 



abgeholzte oder verlichtete Fläche nach den Weisungen der Forstaufsichtsbehörde 
wieder ordnungsgemäß in Bestand zu bringen hat. 

 
Wer den  Vorschriften zu Buchstabe b), c) oder d) zuwider handelt, begeht nach § 
154 FlurbG eine Ordnungswidrigkeit, die mit Geldbuße geahndet werden kann. 

 
 
6. Auslegung des Beschlusses mit Gründen 

 
Je eine mit Gründen versehene Ausfertigung dieses Beschlusses liegt zwei Wochen 
lang nach dem ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung für die Gemeinden 
Bucha, Dreba, Knau, Neundorf, Plothen und Volkmannsdorf bei der 
Verwaltungsgemeinschaft “Seenplatte” mit Sitz in Oettersdorf, für die Gemeinden 
Crispendorf, Eßbach und Schöndorf bei der Verwaltungsgemeinschaft Ranis/ 
Ziegenrück mit Sitz in Ranis zur Einsichtnahme für die Beteiligten aus. 
 
 
Gründe: 
 
Die zur Zeit noch außerhalb des Flurbereinigungsgebietes liegenden Flurstücke 
233/2 und 249/5, Flur 4 der Gemarkung Bucha sowie das Flurstück 10/7, Flur 3 der 
Gemarkung Schöndorf befinden sich im Eigentum des Verbandes für 
Landentwicklung und Flurneuordnung. Die Flurstücke werden zum Verfahrensgebiet 
zugezogen, um sie im Rahmen der Flurbereinigung für agrarstrukturelle und 
landespflegerische Zwecke verwerten zu können. 
Die Zuziehung des Flurstückes 246/4, Flur 4, Gemarkung Bucha, erfolgt im 
Zusammenhang mit der Zuziehung der Flurstücke 233/2 und 249/5, Flur 4, 
Gemarkung Bucha, zur zweckmäßigen Abgrenzung des Verfahrensgebietes. 
 
Im Zusammenhang mit dem im Flurbereinigungsverfahren geplanten Ausbau des 
Weges zwischen Bucha und Volkmannsdorf soll zum schadlosen Auffangen und 
Versickern des Regenwassers auf den Flurstücken 398 und 399, Flur 3 der 
Gemarkung Volkmannsdorf ein Rückhaltebecken errichtet werden. Aus diesem 
Grund werden beide Flurstücke zum Verfahrensgebiet zugezogen. 
 
Aus den oben angeführten Gründen und der Maßgabe, dass die zugezogene Fläche 
0,5 % der Gesamtfläche des Flurbereinigungsgebietes Finkenmühle entspricht, wird 
die Änderung als geringfügig bezeichnet. 
 
 

 
 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Beschluss kann innerhalb einer Frist von einem Monat nach dem ersten 
Tag der öffentlichen Bekanntmachung Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist 
schriftlich oder zur Niederschrift bei dem 
 
 
 



 
Flurneuordnungsamt Gera, 

Burgstraße 5, 
07545 Gera 

 
 
einzulegen. 
Wird der Widerspruch schriftlich eingelegt, ist die Widerspruchsfrist (Satz 1) nur gewahrt, 
wenn der Widerspruch noch vor Ablauf dieser Frist bei der Behörde eingegangen ist. 
 
 
 

(DS) 
 
Friedmar Müller 
Amtsleiter 
 


